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Insgesamt sind diesem Typ 530 Kommunen zugeordnet 

¶ Kleine und mittlere Gemeinden und Städte im ländlichen Raum 

¶ Stagnierende Einwohnerzahl 

¶ Geringes Wirtschaftswachstum 

¶ Unterdurchschnittliche Kaufkraft 

¶ Angespannte finanzielle Situation der Kommunen 



Typ 5: Städte und Gemeinden in strukturschwachen ländlichen Räumen 

Seite | 2 von 33 

Inhalt 

1. Räumliche Einordnung 3 

2. Charakteristika 4 

3. Herausforderungen 11 

4. Potenziale 13 

5. Handlungsansätze und Empfehlungen 14 

6. Indikatorenerläuterung 31 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Demographietypisierung für Kommunen - Methodik 

Demographietypisierung – nachträgliche Neuzuordnung 

  

Informationen zur Typisierung: 

Die Typisierung wurde von der „Faktor Familie GmbH“ auf der Grundlage des „Wegweiser Kom-
mune“ berechnet: Datenstand ist das Berichtsjahr 2013, Gebietsstand der 1. Januar 2016.  

Mithilfe einer Faktorenanalyse wurden in einem ersten Schritt charakteristische Ausprägungen aus-
gewählter sozioökonomischer und demographischer Indikatoren analysiert und zu Faktoren „soziode-
mographischer Status“ und „Urbanität/Wirtschaftsstandort“ aggregiert.  

Im zweiten Schritt wurden mittels dieser Faktoren und einer Clusteranalyse über 3.000 Kommunen 
mit mehr als 5.000 Einwohnern zu insgesamt neun Demographietypen zusammengefasst. Dabei 
wurden Kommunen so zu Gruppen zusammengefasst, dass die Unterschiede zwischen den Kommu-
nen eines Typs möglichst gering, die Unterschiede zwischen den Typen aber möglichst groß sind.  

Die Analyse und Beschreibung der Handlungsansätze wurden vom Planungsbüro „STADTREGION. 
Büro für Raumanalysen und Beratung“ unter Einbeziehung von Experten-Interviews entwickelt und 
stellen einen Orientierungsrahmen für Kommunen dar. Spezifische Strategien müssen vor Ort entwi-
ckelt werden – sie ersetzen daher nicht die individuelle Betrachtung jeder einzelnen Kommune.  

Bei den Empfehlungen wurde ein breites Spektrum an Handlungsfeldern in den Blick genommen und 
je nach Typ priorisiert. Besondere Schwerpunkte liegen aufgrund der aktuellen Entwicklungen bei 
den Themen „Geflüchtete“ und „Digitalisierung“.  

Mit der Umstellung der Daten im Wegweiser Kommune auf die Ebene der Verbandsgemeinden in 
Rheinland-Pfalz und Sachsen-Anhalt wurde eine entsprechende Anpassung der Typisierung vorge-
nommen. Hinweise zur Vorgehensweise sind im Methodik-Dokument „Demographietypisierung – 
nachträgliche Neuzuordnung“ beschrieben. 

http://www.wegweiser-kommune.de/documents/10184/10615/Methodik_Clusterung.pdf/05a1b137-7dbf-4bf4-828d-9a097a4f3805
https://www.wegweiser-kommune.de/documents/10184/21656/Demographietypsierung+-+nachtr%C3%A4gliche+Neuzuordnung.pdf/9cf9fd22-aea6-7464-1b2d-786c9c98b72d
https://www.wegweiser-kommune.de/documents/10184/21656/Demographietypsierung+-+nachtr%C3%A4gliche+Neuzuordnung.pdf/9cf9fd22-aea6-7464-1b2d-786c9c98b72d
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1. Räumliche Einordnung 

530 Gemeinden und Städte gehören zu Typ 5. In ihnen leben 7,05 Millionen Einwohner, das ist ein 

knappes Zehntel der Einwohner aller Kommunen mit mehr als 5.000 Bewohnern. Es handelt sich über-

wiegend um kleinere Gemeinden und Städte des ländlichen Raums. 

 

Lage der Kommunen des Typs 5  

 

Die Gemeinden und Städte sind über alle Flächenländer verteilt. Am stärksten sind sie in Niedersach-

sen, Rheinland-Pfalz, Bayern, Hessen und Nordrhein-Westfalen vertreten; nur sehr wenige liegen in den 

östlichen Bundesländern. Räumlich konzentriert sind sie in der Mitte Deutschlands. Im Saarland, im 

nördlichen Hessen und östlichen Westfalen sowie in Niedersachsen bilden diese Kommunen große zu-

sammenhängende Flächen ländlichen Raums. Verstreut und fleckenhaft finden sie sich in den südlichen 

Bundesländern Baden-Württemberg und Bayern. Allerdings ist davon auszugehen, dass sie auch in die-

sen Ländern, mit den angrenzenden kleineren Gemeinden, größere Teile des ländlichen Raums reprä-

sentieren.  
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2. Charakteristika 

Profil des Demographietyps 5 

 

Die Kommune des Typs 5 ist ein ländlicher Ort. Sie liegt fernab der großen Zentren, oft in strukturschwa-

chen Räumen. Sie ist klein und dünn besiedelt und in erster Linie Wohnort. Ihre Einwohnerzahl über die 

letzten Jahre stagnierte, das Wirtschaftswachstum war relativ gering. Das Einkommensniveau der Bevöl-

kerung ist niedrig, Armut und Abhängigkeit von Sozialleistungen aber nicht überproportional ausgeprägt. 

Allerdings ist die finanzielle Situation der Kommunen sehr angespannt.  

Die Städte und Gemeinden sind sich in diesen zentralen Eigenschaften sehr ähnlich. Zu diesem Typ ge-

hören aber auch einige größere und sehr viel dichter besiedelte Städte, die für ihr Umland wichtige 

Funktionen als Zentren der Wirtschaft, Verwaltung und Versorgung wahrnehmen.  

 

Mittelwerte und Standardabweichungen der Faktoren und Indikatoren des Typs 5 

 



Typ 5: Städte und Gemeinden in strukturschwachen ländlichen Räumen 

Seite | 5 von 33 

Kleine Städte und Gemeinden  

Kleine Kommunen prägen den Typ. Mehr als 90 Prozent haben weniger als 25.000 Einwohner, fast die 

Hälfte sogar weniger als 10.000 Einwohner. In nur 46 der 530 Kommunen übersteigt die Einwohnerzahl 

die Marke von 25.000, die meisten dieser Städte liegen in Nordrhein-Westfalen. Die mit Abstand größte 

Stadt dieses Typs mit 75.600 Einwohnern ist Dorsten im Kreis Recklinghausen.  

 

Größenstruktur der Kommunen in Typ 5 

 
 

Ländliche Orte zum Wohnen, wenig wirtschaftliche Dynamik  

Die Städte und Gemeinden sind durch ländliche Siedlungsformen geprägt und ihre Bevölkerungsdichte 

ist sehr niedrig. Die meisten sind vorwiegend Wohnort und haben keine große Bedeutung als Wirt-

schaftsstandort. Folglich sind viele der erwerbstätigen Einwohner auf das Arbeitsplatzangebot andern-

orts angewiesen. 

Die Mehrheit der Kommunen hat einen Auspendlerüberschuss von mehr als zehn Prozent, die meisten 

davon sogar weit mehr als zwanzig Prozent. In einem Viertel der Kommunen gibt es jedoch ein ausgegli-

chenes Verhältnis von Arbeitsplätzen und erwerbstätigen Bewohnern. Und 63 der 530 Kommunen wei-

sen sogar haben einen deutlichen Arbeitsplatz- und Einpendlerüberschuss auf; viele dieser regionalen 

Arbeitsplatzzentren sind Kreisstädte.  
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Gemeinden des Typs 5 nach Pendlersalden 2013 

 

In den Einpendler- wie in den Auspendlergemeinden ist der Anteil der Arbeitsplätze für hoch qualifizierte 

Arbeitskräfte sehr niedrig; das deutet darauf hin, dass die lokalen wie die regionalen Arbeitsmärkte eine 

eher traditionelle Struktur aufweisen, mit vielen Arbeitsplätzen in Handel, verarbeitendem Gewerbe und 

Verwaltung.  

Die wirtschaftliche Entwicklung der letzten Jahre verlief sehr verhalten. Zwar lag das Arbeitsplatzwachs-

tum zwischen 2009 und 2013 mit knapp sieben Prozent nur leicht unter dem Durchschnitt aller Kommu-

nen, gemessen am Niveau der Bundesländer, in denen dieser Typ überproportional vertreten ist, fiel es 

aber deutlich ab.  

 

Stagnation bei der Einwohnerzahl 

Auch die Bevölkerungsentwicklung verlief verhalten. In der Hälfte der Kommunen haben sich die Ein-

wohnerzahlen zwischen 2011 und 2013 wenig verändert und in mehr als 40 Prozent der Kommunen 

sind sie zurückgegangen. Bevölkerungszuwachs gab es nur in 34 der 530 Kommunen. Die Entwicklung 

war in den letzten Jahren somit stärker von Schrumpfung und Stagnation geprägt als in den meisten an-

deren Demographietypen.   
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Kommunen des Typs 5 nach Bevölkerungsentwicklung 2011 bis 2013  

 

Dieser Trend ist einerseits das Ergebnis der natürlichen Entwicklung. Die Kommunen verzeichneten 

sehr niedrige Geburtenzahlen und hohe Sterbefallzahlen, sodass ihre natürlichen Verluste besonders 

hoch waren. Andererseits trug aber auch das Wanderungsgeschehen dazu bei. Die Wanderungsge-

winne konnten höchstens die natürlichen Verluste ausgleichen, aber selten ein Bevölkerungswachstum 

generieren.  

 

Jährliche Wanderungssalden* in den Kommunen des Typs 5 

 

* gemittelt aus den Werten der Jahre 2010 bis 2013  

Die weitaus meisten Kommunen erreichten zwar leichte Überschüsse bei der Familienwanderung und 

gut die Hälfte auch bei der Alterswanderung, meist standen dem aber Verluste aus der Bildungswande-

rung gegenüber. 90 Prozent der Kommunen verloren zwischen 2010 und 2013 junge Einwohner zwi-

schen 18 und 24 Jahren, die für Aus- und Weiterbildung oder den Eintritt ins Berufsleben in einen ande-

ren Ort zogen. Die Wanderungsverluste in dieser Altersgruppe betrugen durchschnittlich mehr als drei 
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Prozent im Jahr. In vielen kleinen Gemeinden waren sie noch weit höher, in mehr als 120 der 530 Kom-

munen lagen sie über fünf Prozent.  

Im Ergebnis musste ein Viertel der Kommunen zusätzlich zu den natürlichen Verlusten auch Wande-

rungsverluste hinnehmen, gut 60 Prozent hatten so viele Zuwanderer wie Abwanderer und ein Drittel 

verzeichnete Wanderungsgewinne, konnte also die natürlichen Verluste ausgleichen oder zumindest ab-

mildern.   

 

Zukünftig mehr schrumpfende Kommunen und verstärkte Alterung1   

In den Kommunen wird Einwohnerrückgang zum prägenden Entwicklungsmuster. Nach der Bevölke-

rungsvorausberechnung wird die Einwohnerzahl bis 2030 in fast drei Viertel der Städte und Gemeinden 

um mindestens drei Prozent geschrumpft sein; für die meisten von ihnen werden weit höhere Verluste 

erwartet. Mit einer stabilen Bevölkerungszahl können 20 Prozent rechnen, steigende Einwohnerzahlen 

bleiben die Ausnahme.  

 

Bevölkerungsentwicklung 2012 bis 2030 in den Kommunen des Typs 5  

 

Parallel zu Schrumpfung und Stagnation wird sich der Altersaufbau der Bevölkerung verschieben. Der-

zeit liegt das Medianalter bei 47 Jahren; bis 2030 wird es sich auf 51 Jahre erhöht haben.  

 

Medianalter 2013 und 2030 in den Kommunen des Typs 5 

 

                                                

1  Die Bevölkerungsvorausberechnung bezieht sich nur auf die Städte und Gemeinden, die in dem Typisierungsverfahren vor Umstellung auf 

Verbandsgemeinden enthalten waren (vergl. Methodik Demographietypisierung – nachträgliche Neuzuordnung). 

https://www.wegweiser-kommune.de/documents/10184/21656/Demographietypsierung+-+nachtr%C3%A4gliche+Neuzuordnung.pdf/9cf9fd22-aea6-7464-1b2d-786c9c98b72d
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Der Anstieg des Medianalters ist darauf zurückzuführen, dass es weniger jüngere und mehr ältere Men-

schen geben wird. Dieser allgemeingültige Trend wird in den Städten und Gemeinden dieses Demogra-

phietyps durch die starke Abwanderung der jungen Menschen und die geringe Zuwanderung von Fami-

lien hervorgerufen. Es gibt daher immer weniger Nachwuchs – nach der Bevölkerungsprognose wird die 

Zahl der Kinder und Jugendlichen ebenso wie die Zahl der jungen Erwachsenen unter 25 Jahren stärker 

zurückgehen als in allen anderen Demographietypen.  

 

Altersstruktur 2012 und 2030 in den Kommunen des Typs 5 

 

Weder reich noch arm  

Die Städte und Gemeinden weichen weder bei Wohlstands- noch bei Armutsindikatoren in größerem 

Maße vom Durchschnitt aller Kommunen ab. Die Kaufkraft der Bevölkerung ist leicht unterdurchschnitt-

lich; zugleich sind die Anteile der Haushalte mit hohen Einkommen niedriger und die der Haushalte mit 

niedrigen Einkommen höher als in den meisten anderen Typen. Andererseits sind soziale Notlagen we-

nig auffällig. Die Anteile der Einwohner, die Sozialhilfe nach SGB II beziehen, und der Kinder in Hartz-IV-

Haushalten entsprechen etwa dem Durchschnitt; das gilt auch für den Anteil von Personen, die von Ar-

beitslosigkeit betroffen sind. Für einen ländlichen und stark von westlichen Bundesländern geprägten 

Demographietyp bezeichnet dies allerdings ein relativ großes Ausmaß sozialer Notlagen.  

Die Städte und Gemeinden repräsentieren daher in den westlichen Bundesländern eine ärmere Gruppe 

von Kommunen des jeweiligen Landes. Vor allem wenn hohe Anteile von Arbeitslosigkeit, Sozialhilfebe-

ziehern und Kinderarmut kumuliert auftreten, sind sie für die Kommunen eine starke Belastung. Solche 

mehrfach belasteten Städte und Gemeinden gibt es fast nur nördlich der Mainlinie, selten im Süden. Die 

wenigen Kommunen aus den östlichen Bundesländern dagegen zeichnen sich im Vergleich mit anderen 

Kommunen ihrer Länder durch eine relativ wohlhabende Bevölkerung aus.  
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Kinderarmut nach Demographietypen  

 
 

Geringe Steuerkraft und hohe Schulden  

Die Kommunen haben eine relativ geringe Steuerkraft. Die Steuereinnahmen pro Kopf liegen im Mittel 

14 Prozent unter dem Durchschnitt. Zudem ist der Anteil der Kommunen mit sehr geringer Steuerkraft 

überproportional groß, der mit hohen Steuereinnahmen dagegen relativ klein.  

 

Jährliche Steuereinnahmen pro Einwohner* in den Kommunen des Typs 5 

 

* gemittelter Wert aus den Jahren 2010 bis 2013  



Typ 5: Städte und Gemeinden in strukturschwachen ländlichen Räumen 

Seite | 11 von 33 

Die wichtigste Ursache dieses schwachen Steueraufkommens sind das Übergewicht von Wohngemein-

den bzw. die relativ geringe Präsenz von Unternehmen und Arbeitsplätzen. Die Folge sind niedrige Ein-

nahmen aus der Gewerbesteuer. Ein weiterer Grund für geringe Steuereinnahmen ist das nur moderate 

Einkommensniveau der Bewohner. 

 

Schulden als Anteil der Steuereinnahmen 2013 nach Demographietypen 

 

Angesichts ihrer geringen Steuerkraft ist der Schuldenstand der Kommunen zu hoch. Die Schulden in 

den kommunalen Kernhaushalten übersteigen die jährlichen Steuereinnahmen deutlich, im Mittel betra-

gen sie mehr als das 1,9-fache. Dieser Wert ist der zweithöchste der neun Demographietypen. Die 

Spreizung zwischen höher und geringer verschuldeten Kommunen ist allerdings groß und in zahlreichen 

Städten und Gemeinden belaufen sich die Schulden auf ein Vielfaches der Steuereinnahmen. Folglich 

sind die finanziellen Handlungsspielräume in den meisten Städten und Gemeinden sehr eng begrenzt. In 

Anbetracht der großen demographischen Herausforderungen und Kosten, die noch auf sie zukommen, 

sehen sie sich einer besonderen Problematik ausgesetzt.  

 
 

3. Herausforderungen 

Um die Qualität der Lebens- und Arbeitsbedingungen für die Bewohner zu erhalten, sind tief greifende 

Maßnahmen in vielen kommunalen Handlungsbereichen notwendig. Angesichts der angespannten 

Haushaltssituation vieler Kommunen ist dies eine komplizierte Zukunftsaufgabe. 

Im Vordergrund stehen für die Städte und Gemeinden die folgenden Herausforderungen: 

Verringerung von Abwanderungstendenzen: Die Kommunen werden sich darauf einstellen müssen, 

dass die Zuwanderung von Familien, die bisher ihre Bevölkerungsbilanz weitgehend ausgeglichen hat, 

nachlässt. Um dennoch Einwohnerverluste so gering wie möglich zu halten, wird die Politik sich stärker 

darauf konzentrieren müssen, die ansässigen Einwohner an den Wohnort zu binden und Abwanderun-

gen zu verringern.  
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Stärkung der Ortsbindung junger Bewohner: Um die Abwanderung von Jugendlichen zu verringern, 

müssen ihre Bindungen an den Heimatort durch Angebote zur Einbindung in die kommunale Gesell-

schaft, durch Möglichkeiten für wohnortnahe Ausbildung und Berufseinstieg sowie durch attraktive 

Wohn- und Freizeitangebote gestärkt werden.  

Neujustierung der kommunalen Entwicklungsperspektive: Das bisherige Entwicklungsmodell der 

Städte und Gemeinden, durch Angebot von Bauland und Wohnungen Familien zur Zuwanderung zu be-

wegen, wird zukünftig weniger erfolgreich sein. Daher ist grundsätzlich zu überdenken, welche Entwick-

lungsziele die Kommune haben soll, welches ihre eigenen Potenziale und Stärken sind und wie sie diese 

erhalten und besser zur Geltung bringen kann. 

Erhaltung der Wohnattraktivität: Die Kommunen sind vorrangig Wohnorte. Daher ist die Erhaltung ih-

rer Wohnattraktivität eine entscheidende Voraussetzung, um die Bewohner zu binden. Damit ist neben 

der Siedlungsentwicklung und dem Wohnraumangebot vor allem die kommunale Sozialpolitik gefordert.  

Anpassung der Infrastrukturen an demographische Entwicklung und Sicherung der Daseinsvor-

sorge: Rückgänge der Einwohnerzahlen gefährden die Kapazitätsauslastung von Netzinfrastrukturen 

und den Bestand privater und öffentlicher Versorgungseinrichtungen. Demgegenüber verlangt die wach-

sende Zahl alter Menschen, das Infrastrukturangebot zu erweitern. Deshalb sind der demographiesen-

sible Umbau der Infrastrukturen und die Sicherung der Angebote für die Daseinsvorsorge zentrale Her-

ausforderungen für die Kommunen. Die regionalen Wirtschaftszentren können davon ausgehen, dass 

der Umfang ihrer Versorgungsangebote wegen ihrer Zentralitätsvorteile gesichert ist. Für sie besteht die 

Herausforderung darin, sich durch Profilierung in der Städtekonkurrenz zu behaupten.  

Erhaltung der Mobilität: Infolge der Ausdünnung von Versorgungsangeboten in der Fläche ist Mobilität 

ein Schlüsselthema für die Erhaltung der Lebensqualität im ländlichen Raum. Daher sind es dringliche 

Anforderungen an die Kommunen, die Erreichbarkeit zentraler Versorgungsangebote zu sichern und die 

Nahmobilität zu verbessern.  

Verbesserung der Lebensqualität für ältere Einwohner: Um älteren und hochbetagten Einwohnern 

eine selbstständige Lebensführung zu erleichtern, sind Änderungen der baulichen Strukturen und An-

passungen von Infrastrukturen und Dienstleistungen erforderlich. Dabei ist zu beachten, dass die Inte-

ressen, Fähigkeiten und Bedarfe älterer Menschen sehr unterschiedlich sind und sich im Laufe des drit-

ten und vierten Lebensabschnitts noch verändern. 

Förderung sozial benachteiligter Gruppen: In zahlreichen Kommunen sind größere Einwohnergrup-

pen auf soziale Unterstützung angewiesen. Für die kommunale Politik und Verwaltung wird es daher in 

den nächsten Jahren eine Herausforderung sein, diese Gruppen in die Gesellschaft zu integrieren und 

an den Arbeitsmarkt heranzuführen. Das erfordert Initiativen und Maßnahmen in unterschiedlichen 

Handlungsfeldern, z. B. Bildung und Ausbildung, soziale Betreuung, Arbeitsbeschaffung und Beteili-

gungskultur.  

Unterbringung und Integration von Migranten und Flüchtlingen: Die Organisation von Wohnraum 

für Flüchtlinge sowie ihre soziale Betreuung sind für Politik und Verwaltung der meisten Kommunen eine 

immense Herausforderung. Die Zuwanderungen sollten dennoch auch in ländlichen Kommunen als 

Chance für eine Stabilisierung der Einwohnerzahl und eine Verjüngung der Bevölkerung verstanden 
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werden. Dies verlangt allerdings eine wirtschaftliche und soziale Integration der Migranten und Geflüch-

teten und erfordert Maßnahmen in vielen kommunalen Handlungsfeldern. Zugleich werden die Kommu-

nen weiterhin für politische Akzeptanz werden müssen, um den Zusammenhalt der lokalen Gemein-

schaft zu sichern.  

Sicherung der Standortqualität: Die Erhaltung vorhandener und die Förderung neuer Arbeitsplätze 

sind wichtig, um die Einwohner an die Kommune zu binden. Erhaltung bzw. Verbesserung der Standort-

attraktivität für Unternehmen erfordert auch ein qualifiziertes Arbeitskräfteangebot. Angesichts der Lage 

in strukturschwachen Regionen und der Ferne zu den Wirtschaftszentren sind das schwere Aufgaben für 

die Kommunen. Zur Steigerung ihrer wirtschaftlichen Entwicklung können sie allerdings Potenziale nut-

zen, die als Folge technologischer Innovationen und neuer politischer Rahmenbedingungen entstanden 

sind.  

Aufwertung der IKT-Infrastruktur: Eine leistungsfähige Infrastruktur für die Informations- und Kommu-

nikationstechnologie (IKT) ist eine zwingende Herausforderung für die Erhaltung bzw. Verbesserung der 

Wohn- und der Standortqualität. Kommunen im ländlichen Raum sind dabei benachteiligt. Sie müssen 

daher ihre Energie dafür einsetzen, einen entsprechenden Versorgungsstandard herbeizuführen.  

Erhaltung kommunaler Leistungsfähigkeit: Für Kommunen im dünn besiedelten ländlichen Raum ist 

die Versorgung kleiner Orte und Ortsteile mit Verwaltungs- und Dienstleistungen eine Herausforderung, 

die angesichts sich abzeichnender Personalknappheit und der prekären Verfassung vieler kommunaler 

Haushalte noch wachsen wird. Die Aufgabe besteht vor allem darin, die Verwaltungseffizienz zu stei-

gern, also mit weniger Ressourcen die gleiche Leistung zu erbringen. 

Stärkere Einbindung der Bürger: Für eine nachhaltige Ortsentwicklung sind die Kommunen auf die 

Mitwirkung ihrer Bürger angewiesen. Diese müssen die Notwendigkeit von Anpassungsmaßnahmen ak-

zeptieren und sie müssen selbst aktiv werden und Verantwortung übernehmen, um die Gemeinschaft 

von Aufgaben zu entlasten. Die Kommunen sind also gefordert, gemeinsam mit den Bürgern neue For-

men der Beteiligung und der Mitgestaltung zu entwickeln und zu praktizieren. 

Regionale Kooperation: Viele der Herausforderungen und Aufgaben überschreiten den Raum und den 

Handlungsbereich der einzelnen Kommune. Kooperation mit anderen Gebietskörperschaften ist daher 

ebenso notwendig wie Zusammenarbeit mit allen wichtigen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Akt-

euren vor Ort.  

 
 

4. Potenziale  

Die Potenziale der Kommunen ergeben sich aus ihrer räumlichen Lage, ihrer Nutzungs- und Bevölke-

rungsstruktur: 

Á Sie verfügen über umfangreiche natürliche Ressourcen (Boden, Fläche, Energieträger), die für eine 
nachhaltige Entwicklung immer wichtiger werden.  

Á Die natürlichen Ressourcen können als Ausgangspunkte wirtschaftlicher Wertschöpfungsketten ge-
nutzt werden. 
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Á Ihre häufig gute Freiraum- und Umweltqualität macht die Städte und Gemeinden als Wohnorte attrak-
tiv. In einigen Kommunen sind die Attraktivität der Landschaft und regionale Traditionen Potenziale für 
Tourismus oder Altersruhesitze. 

Á Die regionalen Zentren und die Hauptorte der Kommunen können davon ausgehen, dass sich durch 
wirtschaftliche Zentralisierungstendenzen Wachstumsimpulse auf sie konzentrieren, und Umfang und 
Qualität ihres Versorgungsangebots verbessern.  

Á Sie verfügen über soziales und kulturelles Kapital – die Bewohner haben enge gesellschaftliche und 
nachbarschaftliche Netze und Strukturen und sind mit dem Ort und der Landschaft verbunden. Infol-
gedessen ist ihre Bereitschaft groß, sich für die zukünftige Entwicklung und Gestaltung ihres Heimat-
ortes zu engagieren.  

 
 

5. Handlungsansätze und Empfehlungen  

Aus der bisherigen Bevölkerungsentwicklung und der demographischen Perspektive ergibt sich für die 

Kommunen Handlungsbedarf. Der demographische Wandel ist zwar keine neue Herausforderung – viele 

Kommunen sind schon seit Längerem mit stagnierenden oder sinkenden Einwohnerzahlen und Alterung 

der Bevölkerung konfrontiert. In den kommenden Jahren werden sich Einwohnerrückgänge und Alterung 

der Bevölkerung allerdings verstärken und noch mehr Städte und Gemeinden betreffen – jüngste Ab-

schwächungen der Einwohnerverluste oder Einwohnergewinne sollten von den Kommunen nicht als 

Trendwende missverstanden werden.  

Die Anforderungen nehmen also zu, während gleichzeitig die für das Handeln erforderlichen Ressourcen 

abnehmen, weil Alterung und Bevölkerungsrückgang die kommunalen Haushalte und die Verwaltungs-

kraft schwächen werden. Um die gegenwärtig noch vergleichsweise günstige Situation zu nutzen, sollten 

möglichst umgehend Gegen- und Anpassungsmaßnahmen eingeleitet werden, die die Qualität der Le-

bensbedingungen für die Bewohner erhalten.  

Die Ausgangsbedingungen und Potenziale sind in jeder einzelnen Gemeinde und Stadt besonders, 

ebenso die Handlungsmöglichkeiten. Entsprechend geben die folgenden Hinweise und Empfehlungen 

eine Orientierung, die jede Stadt oder Gemeinde ihren Bedingungen anpassen muss. Die folgenden 

Handlungsfelder stecken dafür das Feld ab: 

Á Positionen und Leitlinien der kommunalen Entwicklung bestimmen 

Á Demographiesensible Siedlungsflächen und Daseinsvorsorge entwickeln 

Á Wohnattraktivität sichern und ausbauen 

Á wirtschaftliche Potenziale nutzen 

Á digitale Infrastruktur ausbauen 

Á Zuwanderer integrieren  

Á soziale Chancen fördern 

Á kommunale Leistungsfähigkeit sichern 

Á bürgerschaftliches Engagement und Freiwilligenarbeit fördern 

Á interkommunale Kooperationen ausbauen und fördern 
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5.1. Positionen und Leitlinien der kommunalen Entwicklung bestimmen 

Die Vielfalt der Herausforderungen und die Knappheit der Ressourcen verlangen Schwerpunktsetzun-

gen. Unterschiedliche kommunale Handlungsfelder sind betroffen, sodass Zusammenarbeit unterschied-

licher Fachverwaltungen erforderlich ist. Das Handeln muss daher in eine längerfristige Strategie einge-

bunden sein, die die Entwicklungsziele benennt und die Ausgangsbedingungen, Stärken und Ressour-

cen der Kommune berücksichtigt. Diese kommunale Entwicklungsstrategie sollte Ergebnis eines mög-

lichst breiten Diskussions- und Beteiligungsprozesses mit den Bürgern und weiteren Akteuren sein, in 

dem die demographischen Entwicklungstrends und ihre Folgen zur Sprache kommen, aber auch die 

Chancen durch neue Orientierungen gesucht werden.  

 

Standort bestimmen 

Eine notwendige Voraussetzung ist die Standortbestimmung der Kommune im laufenden Prozess der 

demographischen Veränderung:  

Á Wie haben sich bisher die Einwohnerzahlen und die Altersstruktur entwickelt? Welche Veränderungen 
sind zukünftig zu erwarten? 

Á Welche Folgen hat das für kommunale Einrichtungen und das Leben in den Gemeinden und Städten?  

Á Welche Handlungs- und Gestaltungsmöglichkeiten stehen der Kommune zur Verfügung? 

Á Wo liegen Stärken, die sie ausbauen könnte, wo Schwächen? 

Á Über welche Ressourcen (finanziell, personell, ideell) verfügt sie, um Maßnahmen zur Gestaltung des 
demographischen Wandels durchzuführen?  

 

Auf der Grundlage einer solchen Bestandsaufnahme lässt sich eine kommunale Entwicklungsstrategie 

erarbeiten, die längerfristig ausgerichtet ist, eindeutige Schwerpunktthemen benennt, diese fach- bzw. 

ressortübergreifend behandelt und, was zwingend notwendig ist, die jeweilige finanzielle Situation einbe-

zieht.  

Hilfreich für die kontinuierliche Beobachtung der demographischen Entwicklung sind Monitoringsysteme. 

Dabei ist es angebracht, eine möglichst differenzierte Perspektive einzunehmen; d. h. zum einen die Be-

völkerungs- und Altersstrukturentwicklung kleinräumig zu beobachten. Da der demographische Wandel 

auf fast alle Politikfelder wirkt, sollten zum anderen seine Effekte auch in aller Breite beobachtet werden, 

von der Auslastung der Schulen bis zur Entwicklung der kommunalen Finanzen. 

Der Aufwand für die Einrichtung von Beobachtungs- und Monitoringsystemen hat sich für die Gemein-

den und Städte in den letzten Jahren erheblich verringert. So veröffentlichen fast alle Bundesländer re-

gelmäßig kleinräumige Analysen und Prognosen zur Bevölkerungsentwicklung, die Bertelsmann Stiftung 

hält im „Wegweiser Kommune“ eine umfassende Sammlung von Daten und Informationen für alle Kom-

munen über 5.000 Einwohner sowie für alle Landkreise vor. Und immer mehr Landkreise und Regionen 

stellen ihren Gemeinden aufbereitetes Material zur Verfügung.  

Kleinere Kommunen sollten versuchen, sich Unterstützung von den Landkreisen oder externen Institutio-

nen zu beschaffen oder mit Nachbarkommunen zu kooperieren, die vor vergleichbaren Herausforderun-
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gen stehen. Zudem sollten alle Kommunen prüfen, ob es Landes- und Bundesprogramme, Modellvorha-

ben und Angebote landes- und bundesweiter Initiativen gibt, die sie in ihrem Vorgehen unterstützen kön-

nen. 

 

Bestandspflege zur Leitlinie der Kommunalpolitik machen 

Die Städte und Gemeinden werden mittelfristig in höherem Maße mit einer stagnierenden oder schrump-

fenden Einwohnerzahl und einer starken Zunahme älterer Menschen konfrontiert sein. Bisher verzeich-

neten sie noch, wenn auch auf einem niedrigen Niveau, Wanderungsgewinne von Familien. Das wird 

sich aber wegen der Verringerung dieser Alters- und Haushaltsgruppe und veränderter Wohnstandort-

präferenzen sowie wegen größerer Konkurrenz um Familien kaum mehr fortsetzen.  

Um längerfristig Einwohnerverluste so gering wie möglich zu halten, müssen die gegenwärtigen Bewoh-

ner an den Ort gebunden werden. Das erfordert, die Erhaltung der Lebensqualität der ansässigen Be-

wohner ins Zentrum der Kommunalpolitik zu stellen sowie den Bedarfen und Interessen aller Alters-, So-

zial- und Haushaltsgruppen gerecht zu werden. 

Dies betrifft die Siedlungspolitik und Siedlungsplanung der Kommune, deren Schwerpunkte auf Pflege 

und Aufwertung der baulichen Strukturen zu richten sind. Bestandspflege verlangt in einem weiteren 

Sinne aber ebenso eine zielgerichtete Senioren-, Familien-, Flüchtlings- und Inklusionspolitik der Kom-

mune. Es betrifft gleichfalls die Wirtschaftsförderung, die sich auf Sicherung des Gewerbebestands und 

der Arbeitsplätze konzentrieren muss.  

 

5.2. Demographiesensible Siedlungsflächen und Daseinsvorsorge entwickeln 

Ländliche Kommunen mit einer stagnierenden oder schrumpfenden Einwohnerzahl müssen ihre Sied-

lungsentwicklung neu ausrichten – sie müssen vermeiden, dass die Einwohnerdichte noch weiter sinkt 

und dadurch die Infrastrukturkosten steigen und sie müssen vermeiden, dass Bestandsgebiete und ins-

besondere die Ortskerne entwertet und in ihrer Attraktivität geschwächt werden. Die Städte und Gemein-

den sollten ihre Planungshoheit folglich konsequent für Innenentwicklung, Bestandsverbesserung und 

Flächensparen nutzen. Außenentwicklung sollte nur im Ausnahmefall und auf der Grundlage einer Ab-

schätzung der Folgekosten und einer gesicherten längerfristigen Finanzierung erfolgen.  

Das setzt ein kommunales Siedlungsflächenkonzept voraus, das kommunale Entwicklungsziele mit Um-

fang und Qualität von Flächenpotenzialen abstimmt und Aussagen dazu trifft, welche sich für Umnut-

zung, Aufwertung oder Neuentwicklung eignen. Dabei sind absehbare Entwicklungen der Baulandnach-

frage für Wohnen und Gewerbe zu berücksichtigen. Das Konzept muss zudem offen sein für Anpassun-

gen an veränderte Bedingungen, es muss also fortlaufend mit den Ergebnissen von Prognosen und 

Raumbeobachtungen überprüft werden.  

Um ausreichenden Rückhalt in der Bevölkerung und ausreichende Unterstützung von den lokalen Akteu-

ren zu sichern, sollte das Siedlungsflächenkonzept unter Mitwirkung der Öffentlichkeit und der Akteure 

aus der Wirtschaft erarbeitet werden.  
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Innenentwicklung priorisieren  

Die Kommunen sollten ihre Bautätigkeit auf den bebauten Siedlungsbereich konzentrieren und Neubau-

maßnahmen vor allem auf Baulücken und Brachflächen sowie als Nachverdichtung in integrierte Ortsla-

gen lenken. Gleichzeitig sollten sie sich dafür einsetzen, dass ihre Siedlungsbestände an die Anforde-

rungen und Bedarfe von Bewohnern und Betrieben angepasst und, soweit nötig, umgebaut und moder-

nisiert werden. Das Ziel muss sein, die inneren Siedlungsgebiete langfristig zu sichern und die Erschlie-

ßungs- und Infrastrukturkosten sowie ökologischen Belastungen durch Verkehr und Verlust von Freiflä-

chen zu verringern.  

Die Strategie, die bauliche Entwicklung auf integrierte Standorte zu konzentrieren, käme den Wohnprä-

ferenzen vieler Haushalte und den Standortpräferenzen vieler Betriebe entgegen. Die Nachfrage nach 

Wohnungen richtet sich zunehmend auf Lagen mit guter Infrastrukturversorgung und guter Anbindung 

an den Nahverkehr und auch von Betrieben werden diese Lagen wegen ihrer Erreichbarkeit für Arbeits-

kräfte und Kunden häufig positiv bewertet. 

 

Neue Baugebiete restriktiv entwickeln  

Nicht alle Wachstumsimpulse und alle Bedarfe für Wohn- und Gewerbeflächen werden sich allerdings 

auf integrierte und bebaute Ortslagen lenken lassen. Die Kommunen werden daher auch in Zukunft 

neue Baugebiete ausweisen müssen. Dies sollte aber nur geschehen, wenn der Bedarf mit belastbaren 

Bevölkerungsprognosen sowie auf der Grundlage von Kenntnissen über Flächenpotenziale im Bestand 

begründet werden kann. Grundsätzlich sollten keine neuen Baugebiete in Außenlage und in gering ver-

dichteter Bauweise entwickelt werden, da sich diese durch besonders hohe Investitions- und Folgekos-

ten auszeichnen.  

Um kostenträchtige Fehlentwicklungen zu vermeiden und flexibel auf die Nachfrageentwicklung nach 

Bauland reagieren zu können, sollten folgende Maßnahmen eingeleitet und Grundsätze beachtet wer-

den:  

Á Einführung eines Wohnungsmarkt-Beobachtungssystems, das die Nachfrage- und Angebotsentwick-
lung kontinuierlich und zeitnah abbildet 

Á stärkere Berücksichtigung der Erschließungs- und Baukosten für Infrastrukturen bei Planungsent-
scheidungen, Nutzung standardisierter Kostenrechner bei der Abwägung zwischen alternativen Bau-
gebieten und Bauflächen  

Á Kostenmonitoring für die Erschließung und den Unterhalt von Baugebieten  

Á zeitlich gestaffelte und kleinteilige Entwicklung und Vermarktung von Baugebieten 
  

Flächenmanagement aufbauen  

Ein aktives und leistungsfähiges Flächenmanagement, mit dem Flächenpotenziale erfasst und aktiviert 

werden, ist eine Grundvoraussetzung für die Stärkung der Innenentwicklung. Die Baulandpotenziale im 

Innenbereich sind größer und lassen sich in höherem Maße aktivieren als allgemein angenommen. Mit 

einem konsequenten Vorgehen können Hindernisse für die Innenentwicklung, wie Blockaden durch Ei-

gentümer, Einsprüche der Nachbarnutzer, Auflagen des Denkmalschutzes etc., zumindest teilweise 

überwunden und beachtliche Erfolge erzielt werden. Um sie zu mobilisieren, sollten die Gemeinden  
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Á die innerörtlichen Brachflächen, Baulücken, untergenutzten Flächen und Leerstände systematisch 

erfassen und dafür ein Flächenkataster aufbauen und pflegen, 

Á Flächenmanagementverfahren entwickeln, mit denen sie Flächennachfrage und Entwicklungspoten-

ziale auf die Siedlungskerne lenken, 

Á Eigentümer von Schlüsselgrundstücken und leer stehenden Immobilien gezielt ansprechen, 

Á potenzielle Investoren anwerben, 

Á Anreize für private Interessenten durch Beratung und Förderung schaffen sowie 

Á Privateigentümer bei der Vermarktung unterstützen (Zwischenfinanzierung sichern, Nutzungsmög-

lichkeiten aufzeigen, Internetbörsen). 

 

Erfahrungen aus zahlreichen Städten und Gemeinden zeigen, dass sich der Aufwand lohnt. Einige Bun-

desländer haben, um die Kommunen im Flächenmanagement zu unterstützen, Datenbanken und Analy-

seinstrumente, die Flächenpotenziale und Nutzungsmöglichkeiten darstellen, online gestellt.  

 

Ortszentren aufwerten  

Für die Bewohner hängt es häufig von den räumlichen, funktionalen und baukulturellen Qualitäten der 

Ortskerne ab, wie sehr sie sich mit ihrem Wohnort identifizieren. Und nur wenn das Stadt- oder Ortszent-

rum eine hohe Aufenthaltsqualität hat, nehmen es die Bürger auch als ihr Zentrum an. Die Erhaltung 

bzw. die Stärkung eines attraktiven, lebendigen Zentrums ist daher eine wichtige kommunale Aufgabe, 

um die Bewohner zu binden. Sie kann durch vielfältige Maßnahmen unterstützt werden:  

Á die Mittel für die Ortsentwicklung auf das Ortszentrum konzentrieren  

Á öffentliche Einrichtungen in den Ortszentren ansiedeln, um sie als Anker für die gegenseitige Ergän-

zung von leistungsfähigen öffentlichen Infrastruktur- und privaten Versorgungseinrichtungen zu nut-

zen  

Á die Innenbereiche als Wohnstandorte für Familien qualifizieren und in den Ortskernen die Ansiedlung 

besonderer Wohnformen, wie barrierefreies Wohnen, Mehrgenerationenwohnen und Gemeinschafts-

wohnen, vorsehen  

Á regionstypische Ortsbilder und die regionstypische Architektur bewahren und damit die bauliche und 

städtebauliche Identität gewachsener Ortszentren und Dorfkerne sichern 

 

Regionale Abstimmung verstärken und vertiefen  

Innenentwicklung und Bestandssicherung können erfolgreicher verfolgt werden, wenn sie interkommunal 

abgestimmt werden. Perspektivisch sollten sich die Kommunen für die Einführung eines regionalen Flä-

chenmanagements einsetzen, um ihre Siedlungskerne langfristig zu stärken und eine hochwertige und 

bedarfsgerechte Infrastrukturversorgung aufrechtzuerhalten.  

 

Daseinsvorsorge sichern 

Die geringe Einwohnerdichte der Städte und Gemeinden macht die Sicherung der Daseinsvorsorge und 

die Versorgung mit Infrastruktureinrichtungen besonders aufwendig und kostspielig. Durch die Verringe-

rung der Einwohnerzahl werden die Tragfähigkeitsprobleme vieler Einrichtungen und Dienste zunehmen, 
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während gleichzeitig die Nachfrage nach zusätzlichen Leistungen durch die Alterung der Bevölkerung 

wächst. Vor diesem Hintergrund sollten die Kommunen frühzeitig Strategien zur Sicherung einer qualita-

tiv hochwertigen und zukunftsfähigen Infrastrukturversorgung entwickeln. Maßnahmen, die dieses Ziel 

unterstützen können, sind:  

Á Flexibilisierung von Einrichtungen, z. B. durch Mehrfachnutzung  

Á gezielte Zusammenarbeit mit privaten Trägern von Einrichtungen der Pflege, Nahversorgung, Kultur 

und Bildung 

Á Nutzung moderner Informations- und Kommunikationstechniken (IKT) zur Bereitstellung von mobilen 

Versorgungsangeboten und Dienstleistungen  

Á Kooperationen mit anderen Kommunen, um Ressourcen zu bündeln und Reserven zu aktivieren, 

z. B. in spezialisieren Angeboten der Bereiche Gesundheitsversorgung, Bildung und Kultur 

Á Übertragung von Leistungen in die Eigenverantwortung der Bürger, z. B. für die Sicherung der Nah-

versorgung in kleinen Ortsteilen und Dörfern oder für flexible Mobilitätsangebote 

 

Leistungen der Daseinsvorsorge auf die Anforderungen einer alternden Bevölkerung 

einstellen  

Die Städte und Gemeinden müssen sich darauf einstellen, dass die Zahl der älteren und hochbetagten 

Bürger in Zukunft stark zunehmen wird. Dafür müssen sie sich in einem ersten Schritt darüber klar wer-

den, dass ältere Menschen, wie alle Altersgruppen, sehr unterschiedliche Potenziale, Anforderungen 

und Bedürfnisse haben.  

Das übergreifende Ziel für die Seniorenpolitik der Gemeinden und Städte muss sein, ihren älteren Bür-

gern bis in ein hohes Alter ein eigenständiges Leben zu ermöglichen. Dafür werden zum Teil neue Woh-

nungs- und Betreuungsangebote und neue Formen der Kommunikation und der Unterstützung älterer 

Menschen benötigt. Im Einzelnen geht es darum,  

Á eine altersgerechte Versorgungsinfrastruktur zu erhalten bzw. zu schaffen, 

Á den älteren Bürgern einen besseren Zugang zu gesellschaftlichen Einrichtungen zu eröffnen und sie 

in generationsübergreifende Netzwerke einzubinden, 

Á Unterstützungsnetzwerke zu etablieren und auszubauen, 

Á die Selbstverantwortung älterer Menschen und ihre Selbsthilfekräfte zu stärken, 

Á Maßnahmen zur altersgerechten Wohnungsanpassung zu initiieren sowie 

Á Beratung über Betreuung und Pflege zu organisieren.  

 
Die Kommunen können nur einen kleinen Teil der erforderlichen Leistungen selber übernehmen. Ihre 

Rolle besteht vielmehr darin, zielgerichtete Aktivitäten zu initiieren, zu motivieren und zu begleiten sowie 

Akteure zu vernetzen. Für diese Aufgaben sollte eine zentrale Anlaufstelle für Beratung, Kommunikation 

und Koordination eingerichtet werden, deren Arbeit von folgenden Grundsätzen geleitet sein sollte:  

Á Seniorenpolitik ist ressortübergreifend zu betreiben 

Á alle Akteure müssen eingebunden werden, z. B. Unternehmen, Kirchen, Vereine, Verbände und Initi-

ativen  

Á die älteren Bürger müssen mitmachen und die Handlungsschwerpunkte mit beschließen 
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Gesundheitsversorgung sichern  

Die Sicherung der Gesundheitsversorgung ist für viele Kommunen eine relativ neue Aufgabe. Sie ist 

eine Reaktion darauf, dass mit der Zahl alter Menschen die Anforderungen an die medizinische Vor-Ort-

Versorgung wachsen, während gleichzeitig in kleinen Kommunen im ländlichen Raum Arztpraxen ge-

schlossen werden, weil sich keine Nachfolger finden.  

Daher müssen zur medizinischen Versorgung neue Strukturen aufgebaut werden, u. a.:  

Á Gesundheitszentren oder Gemeinschaftspraxen mit angestellten Ärzten, die andernorts wohnen und 

Teilzeit arbeiten können 

Á Stützpunkte von Kliniken 

Á Niederlassungen einzelner Ärzte, ggf. mit begrenzten Öffnungszeiten 

Á Einrichtungen zur Erstversorgung durch Gemeindeschwestern zur Entlastung der Ärzte 

Á mobile ärztliche Versorgung 

 

Zwar haben die Kommunen rechtlich kaum Handlungsmöglichkeiten, die medizinische Versorgung ihrer 

Bürger zu beeinflussen. Die Kommunalpolitiker sollten dennoch beizeiten aktiv werden und gemeinsam 

mit den wichtigen Akteuren nach Lösungen suchen, um eine bedarfsgerechte Ärzteversorgung zu si-

chern. Dazu gehört u. a. auch eine Willkommenskultur und Familienfreundlichkeit, um interessierte Ärzte 

zum Zuzug zu motivieren.  

Für alle Strukturen und Tätigkeiten wird zukünftig die elektronische Kommunikation über das Internet 

eine zentrale Rolle spielen – für die Vernetzung der Ärzte und die Organisation von Patienteninformatio-

nen, im Verhältnis zwischen Arzt und Patient bei Beratungen und Untersuchungen, perspektivisch auch 

für Behandlungen mittels Telemedizin. Eine hochwertige digitale Infrastruktur ist deshalb die Vorausset-

zung für die Gesundheitsversorgung in ländlichen Räumen.  

 

Mobilität der Bewohner sichern 

Auch in ländlichen Räumen wächst die Bedeutung öffentlicher Mobilitätsangebote für die Attraktivität von 

Wohnstandorten. Mit der Ausdünnung der Versorgungsinfrastruktur und der herkömmlichen Linienver-

kehre bei gleichzeitiger Erweiterung der Aktionsräume und Pendeldistanzen der Menschen müssen die 

Kommunen sich dieser Herausforderung stellen. Dabei geht es vorrangig darum, nicht automobilen 

Gruppen die Erreichbarkeit von Versorgungseinrichtungen, Kulturangeboten und (Jugend-)Freizeit-ange-

boten zu garantieren. Insbesondere für Jugendliche kann die Sicherung ihrer Mobilitätsbedürfnisse eine 

wichtige Rolle bei der Entscheidung spielen, abzuwandern oder wohnen zu bleiben. 

Die Kommunen sollten daher überprüfen, welche Anpassungs- und Aufwertungsmaßnahmen ihrer Ver-

kehrsinfrastruktur erforderlich sind und welche sie leisten können. Dabei sollten jeweils die Ansprüche 

bestimmter sozialer Gruppen, wie der Kinder und Jugendlichen, hochbetagter Menschen oder der Be-

rufstätigen, berücksichtigt werden. Da die Sicherung der Mobilität z. T. mit hohen Kosten verbunden ist 

und in vielen kommunalen Haushalten nur geringe Handlungsspielräume vorhanden sind, müssen unter 

Beteiligung der lokalen Öffentlichkeit Schwerpunkte gesetzt werden. Mögliche Maßnahmen sind z. B.: 
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Á flexible Angebote wie Rufbusse oder Anrufsammeltaxis 

Á bürgerschaftlich getragene Mobilitätsangebote, für die ehrenamtliches Personal gewonnen und z. B. 

für den Einsatz von Bürgerbussen qualifiziert wird  

Á Initiierung und Unterstützung von Mitfahrzentralen und Mitnahmesystemen  

Á Service- und Ladestationen für Elektrofahrräder und Pedelecs und geschützte Stellplätze und Unter-

stellboxen im Ortszentrum und an Haltestellen des Regionalverkehrs (z. B. Bahnhof, Schnellbus) 

 

Gleichzeitig sollten sich die Kommunen für eine Zusammenarbeit in der Region und mit dem Landkreis 

bei der Entwicklung von Konzepten und Maßnahmen zur Stärkung des Öffentlichen Verkehrs einsetzen, 

um zu erreichen, dass die Makroerschließung (Schiene und regional bedeutsame Buslinien) und die 

Mikroerschließung in der Kommune besser abgestimmt werden. Dazu gehört, 

Á die Anbindung an regionale Zentren und ggf. den Schienenverkehr unabhängig vom Schülerverkehr 

zu verbessern sowie 

Á flexible Zubringer- und Abholverkehre zu den Haltestellen von Regional- und Schnellbuslinien zu 

schaffen.  

 

5.3. Wohnattraktivität sichern 

Die Städte und Gemeinden sind in erster Linie Wohnstandorte. Ihr Ziel muss also sein, dass sie für Be-

wohner attraktiv bleiben und ihre Stärken auf diesem Gebiet ausbauen. Allerdings werden sie sich dafür 

auch anderen Zielgruppen zuwenden und die Wohnwünsche kleiner Haushalte und Menschen mit unter-

schiedlichen Lebensmodellen stärker berücksichtigen müssen. Mit kontinuierlich sinkenden Zahlen po-

tenzieller Familiengründer sinkt ihre Bedeutung für die Immobilienmärkte und damit die Nachfrage nach 

dem Einfamilienhaus im Grünen.  

 

Wohnraumangebot profilieren 

Die Differenziertheit der Wohnpräferenzen und Nachfragen auf dem Wohnungsmarkt wird derzeit nur 

bedingt durch das familienorientierte Wohnungsangebot abgedeckt. Die Städte und Gemeinden sollten 

daher innerhalb des Siedlungsbestands  

Á die Vielfalt an Wohnungstypen erhöhen und dabei insbesondere ein preiswertes Wohnungsangebot 

auch für kleine Haushalte sichern, 

Á das Angebot altersgerechter Wohnungen erhöhen, 

Á Angebote für neue Wohnformen schaffen und Leuchttürme für besondere Nachfragen unterstützen 

(innovative Wohnformen, Baugemeinschaften, Genossenschaften) sowie 

Á Maßnahmen vorbereiten, um ihre in die Jahre kommenden Einfamilienhausgebiete auf den Generati-

onswechsel vorzubereiten. 

 

Die Anpassung des Bestands an sich ändernde Nachfragemuster können die Städte und Gemeinden 

i. d. R. selbst nicht leisten, sie können aber durch Maßnahmen im Wohnumfeld und darüber hinaus als 

Impulsgeber und Moderator die weitere Profilierung der Gemeinde als attraktiver Wohnstandort voran-

treiben.  
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Familienfreundlichkeit sichern 

Familien werden auch zukünftig ein zentraler Teil der kommunalen Gesellschaft sein. Familienfreundlich-

keit bleibt daher eine wichtige Anforderung. Dafür wird es aber nicht mehr ausreichen, günstiges Bau-

land anzubieten. Mindestens ebenso wichtig wird es sein, ein Gesamtpaket aus Leistungen vorzuwei-

sen, die Familien ihren Alltag erleichtern. Dazu gehören: 

Á flexible und ganztätige Kinderbetreuungseinrichtungen 

Á qualifiziertes Personal in Tagespflegeeinrichtungen, welches Kinder nicht nur betreuen, sondern 

auch bilden kann  

Á ein differenziertes und hochwertiges Schulangebot einschließlich Ganztagsschulen, das die Möglich-

keiten der digitalen Technik nutzt, um Schulen, Lehrinhalte und Lehrpläne zu vernetzen und aufein-

ander abzustimmen 

Á Einrichtungen für Tagespflege und Kurzzeitpflege sowie Unterstützungsstrukturen für pflegende An-

gehörige 

Á Angebote für intensive Beratung im Übergang von der Schule in den Beruf 

Á Beratung lokaler Unternehmen, um die Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu erleichtern 

Á umfassende und multimediale Informationen über Unterstützungsangebote 

 

Ein Schwerpunkt kommunaler Maßnahmen sollte sein, ein vielfältiges Sport- und Kulturprogramm für 

Kinder und Jugendliche zu unterstützen und ihnen größere Mitwirkungsmöglichkeiten in der Kommune 

zu eröffnen. Zwar lässt sich nicht verhindern, dass junge Menschen aus ländlichen Räumen abwandern. 

Wenn ihnen aber schon in der Kindheit und Jugend Einfluss auf ihre Lebensbedingungen, Verantwor-

tung für ihre Umwelt sowie Entscheidungs- und Gestaltungsräume in der Gemeinde zugestanden wer-

den, verstärkt dies ihre Identifikation mit dem Wohnort und vertieft ihre Bindungen an ihn.  

 

Kulturelle Initiativen fördern 

Zur Lebensqualität trägt für viele Alters- und Sozialgruppen ein vielseitiges kulturelles Angebot bei. Auch 

ländliche Kommunen müssen sich daher stärker um die Förderung kultureller Initiativen kümmern. Für 

die meisten wird das bedeuten, Eigeninitiativen von Bürgern anzuregen und zu unterstützen, z. B. Le-

sungen, Konzerte oder Ausstellungen, indem sie Räumlichkeiten bereitstellen, Öffentlichkeit herstellen 

oder Veranstaltungen sponsern.  

 

5.4. Wirtschaftliche Potenziale nutzen 

Damit die Kommunen als Wohnstandort attraktiv und finanziell handlungsfähig bleiben, muss ihr Arbeits-

platzangebot erhalten und möglichst erweitert werden. Damit sind sie gefordert, sowohl die Bestandsbe-

triebe zu sichern als auch ihre wirtschaftlichen Entwicklungspotenziale zu nutzen und auszubauen. Dem 

kommt zugute, dass sich die Chancen für die Erweiterung der wirtschaftlichen Aktivitäten in den letzten 

Jahren für viele ländliche Räume verbessert haben.  
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Andererseits sieht sich die Wirtschaft aber mit Problemen des demographischen Wandels konfrontiert: 

Die Belegschaften altern und es fehlt vielerorts an Nachwuchs, sodass es schon mittelfristig für Betriebe 

schwer werden könnte, vor Ort qualifizierte Arbeitskräfte und Auszubildende zu finden. 

Für die Kommunen hat daher die Unterstützung und Pflege der ansässigen Unternehmen einen hohen 

Stellenwert. Das heißt, dass die Wirtschaftsförderung 

Á die Betriebe, und dabei insbesondere die kleinen und mittleren, für die Herausforderungen durch den 

demographischen Wandel sensibilisiert und sie berät, welche Anpassungsmaßnahmen sie ergreifen 

und wie sie die Vereinbarkeit von Familie und Beruf erleichtern können, 

Á betriebsübergreifend Informations- und Wissenstransfer zum Umgang mit älteren Belegschaften or-

ganisiert (z. B. präventive Gesundheitsförderung, Weiterqualifizierung, Austausch zwischen älteren 

und jüngeren Arbeitskräften), 

Á die Unternehmen mit Trägern der Ausbildung vernetzt, sodass die Nachfrage nach Arbeitskräften 

besser befriedigt werden kann, 

Á mit Bildungseinrichtungen und Verbänden kooperiert, um u. a. Angebot und Qualität der beruflichen 

und fachlichen Ausbildung zu erhöhen und den Übergang von Schule in Beruf zu unterstützen, 

Á die Standortbedingungen am Ort verbessert – das betrifft vor allem die IT-Infrastruktur – sowie 

Á Unternehmen miteinander vernetzt, sodass lokale und regionale Wertschöpfungsketten angeregt 

werden. 

 

Die Kommunen sollten sich aber auch auf die Nutzung der eigenen (endogenen) Potenziale ländlicher 

Räume konzentrieren. Diese sind mit der Umorientierung in der Energiegewinnung, der wachsenden 

Wertschätzung regionaler Produkte und durch die neuen Technologien infolge der Digitalisierung erheb-

lich gewachsen. 

Die Umstellung von fossiler auf erneuerbare Energie eröffnet ländlichen Räumen die Möglichkeit, eine 

neue Rolle in der Energieversorgung zu spielen. Politik und Verwaltung sollten daher zusammen mit Akt-

euren aus Wirtschaft und Gesellschaft Strategien entwickeln, um  

Á ihren Eigenbedarf an Energie zu decken und damit die Standortbedingungen für Wohnen und Ge-

werbe zu verbessern, 

Á Energie als Exportgut in regionale Netze einzuspeisen und für die eigene wirtschaftliche Entwicklung 

zu nutzen sowie 

Á auf der Grundlage von Energie und anderen Rohstoffen, wie Holz und Nahrungsmittel, neue Wert-

schöpfungsketten von der Erzeugung bis zum Vertrieb anzuregen.  

 

Zu den Potenzialen der ländlichen Gemeinden gehören auch die ländliche Lebensweise, die Nähe zur 

Natur und die Umweltqualität. Durch das Internet ist das Spektrum der Tätigkeiten und Arbeitsplätze, die 

„footloose“ geworden, also nicht ortsgebunden sind, stark angestiegen. Damit ist Heimarbeit nicht mehr 

auf ihre klassischen Tätigkeiten, wie einfache Büroarbeiten, beschränkt, sondern viele hoch qualifizierte 

Tätigkeiten lassen sich vom Wohnstandort aus durchführen. Für Menschen, die gern in der Kleinstadt 

oder auf dem Lande leben, hat sich damit die Attraktivität ländlicher Kommunen als Wohn- und Arbeits-

ort vergrößert. Die Kommunen sollten diese Potenziale nutzen und durch eigene Maßnahmen verstär-

ken, indem sie z. B. die technischen und sozialen Infrastrukturen für Heimarbeit unterstützen. 
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Noch weitreichender ist die Perspektive, die sich durch 3D-Drucker ergibt. Für dezentrale Fertigungen 

können neue Manufakturen bzw. Druckzentren im ländlichen Raum entstehen, und da sich rund um sol-

che Druckzentren wahrscheinlich neue Dienstleister ansiedeln, liegt in dieser Technik ein erhebliches 

Wachstumspotenzial für ländliche Räume. Allerdings setzt das eine sehr leistungsstarke Breitbandinfra-

struktur voraus. Für Kommunen, die damit nur unzureichend ausgestattet sind, ein Grund mehr, selbst 

bzw. in regionaler Kooperation für ihren Ausbau zu sorgen.  

Durch unterschiedliche wirtschaftliche Ausgangsbedingungen unterscheiden sich auch die wirtschaftli-

chen Perspektiven. So können die Städte und Gemeinden in landschaftlich attraktiven Regionen die stei-

gende Nachfrage einer alternden und zunehmend gesundheitsbewussten Gesellschaft nach sanftem 

Tourismus für sich als Entwicklungsimpuls nutzen, indem sie Wellness- und touristische Angebote (z. B. 

Wandern, Radfahren) initiieren und fördern und sich städtebaulich auf diese Nutzer einstellen, z. B. 

durch verkehrsfreie Zonen und Fußgängerfreundlichkeit.  

Die regionalen Wirtschaftszentren sollten ihre größeren Gestaltungsspielräume zur Steigerung ihrer At-

traktivität als Wirtschaftsstandort nutzen, indem sie Einrichtungen in den Hauptorten konzentrieren und 

sie qualitativ aufwerten.  

Keine der Kommunen aber kann die Herausforderungen allein meistern, sondern alle müssen mit ande-

ren Gemeinden und dem Landkreis zusammenarbeiten. Die Wirtschaftsförderung muss, ausgehend von 

der eigenen Kommune, grundsätzlich regional abgestimmt handeln. 

 

5.5. Digitale Infrastruktur ausbauen 

Die Qualität der lokal verfügbaren digitalen Kommunikationstechnik ist zu einem entscheidenden Stand-

ortmerkmal für Wohnen und Gewerbe geworden. Schnelle Internetverbindungen sind heute eine Voraus-

setzung für viele neue Versorgungs- und Dienstleistungsangebote. Von ihnen hängt die Wohnattraktivi-

tät insbesondere für junge Menschen und die Konkurrenzfähigkeit von Unternehmen ab. Auch die Siche-

rung der Daseinsvorsorge wird zukünftig schnelle Internetverbindungen verlangen.  

Trotz ihrer immensen Bedeutung ist die Internetversorgung in ländlichen Räumen aber häufig unzu-

reichend, weil die nötigen Investitionen für die privaten Netzanbieter aufgrund der geringen Siedlungs- 

und damit Nutzerdichte wenig lukrativ sind. 

In dieser Situation müssen die Kommunen selbst für einen Mindeststandard der Datenübertragung, ka-

belgebunden oder per Funk, sorgen.2 Dafür können sie öffentliche Fördermittel des Bundes, der Länder 

und der Europäischen Union nutzen und sollten überprüfen, mit welchen Partnern sich eine Kooperation 

anbietet. Infrage kommen z. B.:  

Á Nachbargemeinden und die Landkreise 

Á kommunale Eigenunternehmen oder Stadtwerke 

Á private Investoren 

                                                

2  Die Bundesregierung hat eine Datenübertragungsrate von bis zu 50 MBit/sec bis 2018 in ganz Deutschland zum Ziel ihrer Digitalen Agenda 

erklärt. Allerdings wird bezweifelt, dass diese Rate überall erreicht wird. Für realisierbar und notwendig werden 30 MBit/sec gehalten, weil 
sie das Minimum für verschiedenste Anwendungen wie Videokonferenzen, Mobilitätsangebote oder Gesundheitsversorgung sind. 
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Neben der technischen Infrastruktur ist eine zweite, nicht minder wichtige Voraussetzung für die Nutzung 

der Möglichkeiten des Internets, dass Service und Hilfe für die Nutzer vorhanden sind. Um die Potenzi-

ale des Internets ausschöpfen zu können, müssen diese Leistungen verbindlich bereitgestellt werden. 

Die Kommunen können dies selbst übernehmen oder auch an eine Freiwilligeninitiative oder ein ortsan-

sässiges Unternehmen delegieren.  

 

5.6. Flüchtlinge und Zuwanderer integrieren  

Die Kommunen im ländlichen Raum werden nicht die bevorzugten Ziele von Migranten sein. Die hohen 

Zahlen geflüchteter und anderer internationaler Zuwanderer verlangen aber auch von ihnen erhebliche 

Anstrengungen sowie koordinierte Maßnahmen, um den zugewanderten Menschen Möglichkeiten zur 

Teilhabe im ökonomischen, sozialen und gesellschaftlichen Bereich zu eröffnen und ihnen das schnelle 

Einleben in die deutsche Gesellschaft zu erleichtern. Konkret heißt das, neben der Sicherung von 

Sprachunterricht die Kinder in Schulen und Kitas aufzunehmen und zu fördern, den Jugendlichen und 

jungen Erwachsenen eine Ausbildung zu ermöglichen, Erwachsene in den Arbeitsmarkt zu bringen und 

Familien in die neue Nachbarschaft und die lokale Gesellschaft zu integrieren.  

Die Kommunen sollten die neuen Bewohner durchaus als Chance für ihre eigene Entwicklung sehen 

und ihre Unterbringung nicht nur als eine Herausforderung, die sich in absehbarer Zeit erledigt haben 

wird. Sie sollten daher ihre Aktivitäten auf Zuwanderungsgruppen ausrichten, für die sie attraktiv sind 

und die sie längerfristig als Bürger halten können – das sind vor allem Familien und Personen ländlicher 

Herkunft.  

Vorrangig müssen die Kommunen in den folgenden Handlungsfeldern aktiv werden:  

 

Akzeptanz für Aufnahme und Integrationsleistungen in der Bevölkerung sichern  

In der Bevölkerung muss weiterhin aktiv um Verständnis und Unterstützung für die Aufnahme der Flücht-

linge und Zuwanderer geworben werden. Dazu gehört, eine positive Grundstimmung gegenüber den 

Herausforderungen zu schaffen und die Chancen der Zuwanderung zu betonen, etwa die Verjüngung 

der Bevölkerung und die Stärkung des Nachwuchses auf dem Arbeitsmarkt.  

Offenheit für andere Kulturen wird auch notwendig sein, um Zuwanderern das Einleben und den Alltag in 

ihrer neuen Umgebung zu erleichtern. Dazu können die Kommunen beitragen, indem sie die Verwaltung 

und kommunale Institutionen interkulturell öffnen, d. h. Ausbildungs- und Arbeitsplätze mit Migranten be-

setzen.  

 

Informieren, beraten, koordinieren 

Die kommunale Verwaltung braucht ein Flüchtlingsmanagement, das Querschnittsaufgaben der Informa-

tion, Beratung und Koordination erfüllt. Zu seinen Aufgaben gehören u. a.: 

Á eine zentrale Anlaufstelle für Information und Erstberatung der Zuwanderer anzubieten 

Á Dolmetscherdienste zu sichern  
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Á Planung und Umsetzung von Projekten und Maßnahmen zwischen den verschiedenen Fachämtern 

abzustimmen 

Á Flüchtlingen kompetente gesundheitliche und soziale Hilfe und Beratung anzubieten  

Á eine mehrsprachige Webpage mit wichtigen Informationen und weiterführenden Links für Zuwande-

rer zu pflegen 

 

Wohnraumversorgung sichern 

Die Versorgung der Migranten mit Wohnraum stellt eine größere Herausforderung dar als die unmittel-

bare Unterbringung der Geflüchteten. Daher sollten von vornherein Konzepte für die längerfristige Per-

spektive der Wohnraumversorgung entwickelt werden, die folgende Grundsätze berücksichtigen: 

Á Zuwanderer nicht räumlich konzentriert und abseits bestehender Wohnquartiere anzusiedeln 

Á Flüchtlinge nicht in sozial belasteten Wohnquartieren zu konzentrieren 

Á Wohnraum vorrangig im Wohnungsbestand und durch Umbauten und Umnutzungen leer stehender 

Immobilien zu schaffen 

Á Neubauten schon aus Kostenerwägungen so zu planen, dass sie den allgemeinen Anforderungen an 

attraktiven Wohnraum entsprechen und dadurch für langfristige Wohnnutzungen auch anderer Grup-

pen geeignet sind   

 

Integration in den Arbeitsmarkt unterstützen 

Arbeit ist eine der wichtigsten Voraussetzungen für das Einleben in die neue Gesellschaft. Die wenigsten 

Zuwanderer verfügen aber über die notwendigen Sprachkenntnisse. Deshalb wäre es von großem Vor-

teil, wenn sie möglichst unmittelbar nach ihrem Zuzug Sprachkurse absolvieren können. Die Kommunen 

sollten diese Leistung organisieren, auch wenn sie dazu nicht verpflichtet sind.  

Um Sprachkurse in ausreichender Zahl anbieten zu können, sollten alle verfügbaren Anbieter und For-

mate genutzt werden, also neben Volkshochschulen und anderen Bildungsträgern auch 

Á Projekte in Schulen und Kitas zur Sprachschulung von Eltern sowie 

Á audiovisuelle Medien, die in öffentlichen Bibliotheken oder anderen Einrichtungen mit zusätzlichem 

Betreuungspersonal bereitgestellt werden. 

 

Daneben können die Kommunen Beschäftigung oder eine berufliche Tätigkeit der Zuwanderer dadurch 

unterstützen, dass sie  

Á Arbeitsmöglichkeiten in der Kommune schaffen,  

Á Selbsthilfe in den Flüchtlingsunterkünften einfordern und unterstützen sowie 

Á Lotsen- und Mentorenprogramme zur Beratung und Begleitung von Zuwanderern bei beruflicher 

Qualifizierung, Ausbildung, beruflichem Wiedereinstieg initiieren und unterstützen.  

  



Typ 5: Städte und Gemeinden in strukturschwachen ländlichen Räumen 

Seite | 27 von 33 

Kinder fördern 

Je früher die Integration beginnt, desto leichter und besser wird sie gelingen. Deswegen müssen die 

Kommunen vor allem die Kinder der Zuwanderer fördern, indem sie 

Á Sprachkurse in Kitas und bei Bedarf auch zusätzlich zu den Schulen anbieten, damit Bildungserfolg 

nicht an mangelhaften Sprachkenntnissen scheitert,  

Á die zugewanderten Eltern in Kitas und Schulen einbinden, damit sie das Bildungssystem in Deutsch-

land kennenlernen und den schulischen Erfolg ihrer Kinder unterstützen können, 

Á Patenschaften für den Übergang von Schule in Beruf bzw. Ausbildung initiieren und 

Á Mentoren-Leseprogramme unterstützen. 

 

Lokale Akteure vernetzen und koordinieren 

Der Katalog der Anforderungen für die Integration von Flüchtlingen und Zuwanderern ist so umfangreich 

und vielgestaltig, dass er von der kommunalen Politik und Verwaltung allein nicht abgearbeitet werden 

kann. Daher kommt den zivilgesellschaftlichen Akteuren und Einrichtungen, ehrenamtlich Aktiven, Kir-

chen, Vereinen und Wohlfahrtsverbänden sowie Unternehmen dabei eine Schlüsselrolle zu. Die Kunst 

einer erfolgreichen Integrationspolitik liegt also auch in der guten und effektiven Zusammenarbeit vieler 

unterschiedlicher Akteure in den Städten und Gemeinden. Die Kommunen sollten sich in bereits beste-

hende regionale Netzwerke (z. B. Integrationsnetzwerk, Ausbildungsverbund) einbringen oder, wo nötig, 

selbst die Initiierung, Pflege und Moderation von Netzwerken übernehmen (z. B. die Koordination von 

hauptamtlich und ehrenamtlich tätigen Personen in der Flüchtlingshilfe).  

 

5.7. Soziale Chancen fördern 

Angesichts des ländlichen Charakters der Kommunen und ihrer familiären Prägung sind die Anteile ar-

beitsloser und sozialhilfebedürftiger sowie von Kinderarmut bedrohter Haushalte zu hoch. Die Integration 

von sozial benachteiligten Gruppen und die Verbesserung ihrer Chancen sind folglich wichtige Aufgaben 

für die Kommunalpolitik. Dabei sollten sie sich schwerpunktmäßig auf Kinder und Jugendliche konzent-

rieren. Gerade angesichts der abnehmenden Zahl junger Menschen muss das Ziel sein, keinen zurück-

zulassen.  

Kindern und Jugendlichen aus armen und bildungsfernen Familien gute Entwicklungschancen zu ver-

schaffen, verlangt, sie frühzeitig zum Lernen zu motivieren und ihre Ausgangsbedingungen für einen gu-

ten Schulstart zu verbessern. Die Kommunen sollten daher die frühkindliche Förderung ausbauen, die 

Sprach- und Bildungsförderung von Kindern in Tageseinrichtungen verstärken und die Versorgung der 

Kinder mit besonderem Förderungsbedarf verbessern. Schulpflichtige Kinder aus sozial schwachen 

Haushalten müssen auch durch schulbegleitende Maßnahmen unterstützt werden.  

Ein wichtiges Ziel von Bildung und Förderung ist, die soziale Kompetenz und das soziale Engagement 

von Jugendlichen zu stärken. Das erfordert attraktive Angebote in Bereichen wie Sport, Kultur und Um-

welt, außerhalb der Schulen oder in Zusammenarbeit mit den Schulen. Eine stärkere Vernetzung von 
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Jugendhilfe und Schulen könnte zudem dazu beitragen, besonders gefährdeten Jugendlichen frühzeitig 

zu helfen.  

 

5.8. Kommunale Leistungsfähigkeit sichern 

Fast alle Herausforderungen durch den demographischen Wandel sind mit neuen und zusätzlichen An-

forderungen an die kommunalen Leistungen verbunden. Für die Kommunen wird es schwer, diesen Auf-

gabenzuwächsen gerecht zu werden, da die Leistungserbringung aufgrund der geringen Siedlungsdichte 

besonders aufwendig ist und sie über relativ wenig Personal verfügen.  

Die drei wichtigsten Handlungsansätze sind in diesem Zusammenhang: 

Á Überprüfung des Leistungsumfangs und Aufgabenkritik: Wie weit stimmen die Leistungen der Ver-

waltung mit Zielen und Leitlinien des strategischen Entwicklungskonzepts überein? Wo kann gekürzt, 

wo muss ergänzt werden? 

Á Delegierung von Aufgaben und Leistungen: Welche öffentlichen Leistungen können ebenso gut oder 

besser von der Gemeinschaft der Bürger geleistet werden, von Freiwilligen, Stiftungen etc. und wel-

che von anderen Anbietern? 

Á Änderung der Leistungserbringung: Gibt es Formen oder Techniken, die bedarfsgerecht, aber weni-

ger kostspielig sind?  

Um ihre Leistungsfähigkeit zu erhalten, sollten die Kommunen die Möglichkeiten der digitalen Kommuni-

kationstechnik nutzen. Diese kann die Arbeit der Verwaltung effektiver machen und ermöglicht neue An-

gebotsformen, die Kosteneinsparungen und/oder Leistungsverbesserungen versprechen. Zum Beispiel 

können Bürgerämter zu zentralen Anlaufstellen werden, in denen sich aufgrund der elektronischen Ver-

netzung der Fachabteilungen alle Publikumskontakte bündeln lassen. Diese Möglichkeit ist gerade für 

den dünn besiedelten ländlichen Raum bedeutsam, weil dadurch Außenstellen in kleinen Orten bzw. in 

Ortsteilen einer Kommune aufrechterhalten bleiben oder mobile Bürgerbüros abgelegene Ortsteile an-

fahren können. 

 

5.9. Bürgerschaftliches Engagement und Freiwilligenarbeit fördern 

Für die Kommunen wird es angesichts der demographischen Veränderungen schwer werden, die Le-

bensqualität ihrer Bevölkerung zu erhalten. Sie müssen daher die Mitwirkungsbereitschaft und die Krea-

tivität ihrer Bürger anregen. Deren Engagement wirkt zugleich als „Kitt“ für den Zusammenhalt der Ge-

sellschaft und erhöht die Identifikation der Bewohner mit dem Wohnort.  

Die aktive Beteiligung der Bürger ist aber kein Selbstläufer. Zwar ist die Bereitschaft bei vielen Men-

schen vorhanden, aber bei Weitem nicht alle haben Interesse an ehrenamtlichen Tätigkeiten in traditio-

nellen Organisationen wie Kirchen, Wohlfahrtsverbänden und Vereinen. Heute engagieren sich viele 

Menschen eher in überschaubaren Projekten, wollen konkrete Resultate erzielen und dafür ihre Kompe-

tenzen und Lebens-, Berufs- und Führungserfahrungen einsetzen. 

Die Kommunen sollten daher die nötige Infrastruktur schaffen, um Bereitschaft in Aktivität zu überführen 

und Engagement zu verstetigen. Dazu gehört, dass sie  
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Á eine Anlauf- und Koordinationsstelle für bürgerschaftliches Engagement und ehrenamtliche Tätigkei-

ten aufbauen und mit hauptamtlichen Ansprechpartnern besetzen; diese sollte zugleich eine Informa-

tionsbörse für die in der Kommune angebotenen bürgerschaftlichen Aktivitäten und Freiwilligenleis-

tungen schaffen,  

Á Räumlichkeiten für Projektarbeit und Kommunikation bereitstellen sowie 

Á ehrenamtlich tätige Menschen öffentlich würdigen und ihnen Möglichkeiten für Weiterbildung und 

Qualifizierung bieten. Eine derartige Anerkennungskultur verstärkt zudem die Motivation für bürger-

schaftliches Engagement.  

 

Auf welche Bereiche sich ihr Engagement letztlich richtet, liegt im Ermessen der aktiven Bürger und ggf. 

auch in der Bereitschaft von Einrichtungen (wie Schulen, Sozialträger), sich auf eine Zusammenarbeit 

einzulassen. Wichtige Aktionsfelder sind aber vermutlich die Folgenden:  

Á Unterstützung der Mobilität im Nahbereich 

Á Mentoren- und Lotsenprogramme für Schüler und Berufseinsteiger  

Á generationenübergreifende Netzwerke und Projekte für Jung und Alt, um den Zusammenhalt in der 

Gesellschaft und zwischen den Generationen fördern  

Á niederschwellige Unterstützung alter Menschen  

Á Tätigkeiten im Sozial- und Pflegebereich, die von Hauptamtlichen nicht oder nur zu Teilen geleistet 

werden können 

Á Betreuung und Unterstützung von Flüchtlingen und Migranten 

Á bürgerschaftliche Trägerschaft von Kultur- und Sporteinrichtungen 

 

Alle Städte und Gemeinden sollten mit den Landkreisen zusammenarbeiten und auf die in den Bundes-

ländern mittlerweile sehr leistungsfähigen Netzwerke zur Unterstützung ehrenamtlicher und bürger-

schaftlicher Aktivitäten zurückgreifen. 

 

5.10. Interkommunale Kooperationen ausbauen und vertiefen 

Interkommunale und regionale Kooperation ist für kleine und mittlere Kommunen des ländlichen Raums 

eine Notwendigkeit, um ihre Ressourcen zu bündeln und zusätzliche Angebote zu schaffen. Allein kön-

nen sie sich weder im wirtschaftlichen Standortwettbewerb noch gegenüber den Herausforderungen des 

demographischen Wandels behaupten. Viel stärker als bisher werden sie daher horizontale Kooperatio-

nen mit den Nachbarn und die vertikale Kooperation und Abstimmung mit dem Landkreis bzw. den Trä-

gern der Regionalplanung suchen und pflegen müssen. Auch mit der privaten Wirtschaft sollte die Zu-

sammenarbeit aktiv organisiert werden, um stabile Unterstützungsstrukturen und Partnerschaften aufzu-

bauen.  

Die interkommunale Zusammenarbeit ist zum einen für die nach innen gerichteten Entwicklungsstrate-

gien unerlässlich. Damit die Abkehr von einer auf Wachstum ausgerichteten Politik und die Orientierung 

auf Bestandserhalt und Bestandsaufwertung gelingen können, benötigen die Städte und Gemeinden ei-

nen verlässlichen Planungsrahmen. So lässt sich der eigene Verzicht auf Wohnbaulandentwicklungen 
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oder Einzelhandels- und Versorgungsstandorte am Ortsrand nur schwer durchsetzen, wenn die Nach-

barkommunen weiterhin eine offensive Angebotsplanung praktizieren. Die Kommunen sollten daher ver-

bindliche, langfristig orientierte Abstimmungen mit den Nachbargemeinden anstreben, um einen ruinö-

sen Wettbewerb um Einwohner und Betriebe zu vermeiden.  

Für die Anpassung der kommunalen Infrastrukturausstattung sollten die Kommunen die vielfältigen Mög-

lichkeiten der interkommunalen Arbeitsteilung nutzen. Viele der erforderlichen Infrastrukturen und 

Dienstleistungen sind nur im Verbund möglich oder kostengünstiger und mit besserer Qualität zu betrei-

ben. Insbesondere in den Bereichen Gesundheit und Pflege, Kultur und Bildung, Öffentlicher Verkehr, 

digitale Infrastruktur, Jugendarbeit bzw. Qualifizierung von Jugendlichen sind höherwertige und speziali-

sierte Angebote häufig nur über interkommunale Trägerschaften zu sichern. Statt vorrangig auf lokale 

Anpassungsmaßnahmen zu setzen, sollten die kleinen und mittleren Kommunen daher bei allen geeig-

neten Themen Kooperationsstrukturen ausbauen und regionale Partnerschaften eingehen. Wenn ihnen 

als kleine Gemeinden die Ressourcen oder geeignete Partner fehlen, sollten sie fordern, dass die Land-

kreise die Rolle des initiierenden und organisierenden regionalen Akteurs ausüben.  
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6. Indikatorenerläuterung 

Allgemeine methodische Hinweise 

Die Durchschnittswerte aller Kommunen beziehen sich auf die Gemeindewerte und nicht auf die Perso-

nen in den Kommunen (Grundgesamtheit sind jeweils die Kommunen, nicht die Bewohner). 

Die Bevölkerungsprognose der Bertelsmann Stiftung hat die derzeit sehr hohe Zahl von Flüchtlingen 

und Zuwanderern noch nicht berücksichtigt. Die tatsächliche Entwicklung bis 2030 wird daher dazu 

führen, dass weniger Kommunen als prognostiziert schrumpfen und mehr als prognostiziert wachsen 

und dass sich die gesellschaftliche Alterung verlangsamt. Gleichwohl gehen wir davon aus, dass die 

hohen Wanderungsgewinne die demographische Entwicklung kurz- und mittelfristig nur überlagern und 

ihre Dynamik beeinflussen, nicht aber die Trends verändert. 

 

 

Anteil Einpersonen-Haushalte 

Erklärung x % aller Haushalte in der Kommune sind Einpersonenhaushalte. 

Berechnung Einpersonenhaushalte / Anzahl Haushalte * 100 

Anteil Haushalte mit einem Haushaltsnettoeinkommen von 50.000 Euro/Jahr und mehr 

Erklärung 
x % der Haushalte verfügen über ein Gesamtnettoeinkommen von über 50.000 Euro pro 
Jahr. 

Berechnung Haushalte mit HH-Einkommen von 50.000 Euro und mehr / Anzahl Haushalte * 100 

Zusatz 
Bei der Erstellung der Einkommensklassen der Haushalte wird die Haushaltsgröße nicht 
berücksichtigt. Es kann sein, dass z.B. Single-Haushalte und auch Familien in dieser 
Einkommensklasse liegen. 

Anteil Haushalte mit Kindern 

Erklärung In x % aller Haushalte leben Kinder. 

Berechnung Haushalte mit Kindern / Anzahl Haushalte * 100 

Zusatz 
Kinder sind in diesem Zusammenhang ledige Kinder über 18 Jahren ohne eigenen 
Hausstand und alle im Haushalt lebenden Personen unter 18 Jahren. 

Anteil Hochqualifizierte am Arbeitsort 

Erklärung 
x % der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten hat einen akademischen Berufsab-
schluss. 

Berechnung 
SvB mit akademischem Berufsabschluss am Arbeitsort / SvB am Arbeitsort * 100 (Stich-
tag: 30.06.) 

Zusatz 
Veränderung der Erhebung von Schul- und Berufsabschlüssen. Bis 2011 wurden die 
SvB mit (Fach-)Hochschulabschluss erfasst, seit 2012 die SvB mit akademischem 
Berufsabschluss. Im Jahr 2012 weicht der Stichtag einmalig auf den 31.12. ab 
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Anteil Hochqualifizierte am Wohnort 

Erklärung 
x % der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in der Kommune hat einen akademi-
schen Berufsabschluss. 

Berechnung 
SvB mit akademischem Berufsabschluss am Wohnort / SvB am Wohnort * 100  
(Stichtag: 30.06.) 

Zusatz 
Veränderung der Erhebung von Schul- und Berufsabschlüssen. Bis 2011 wurden die 
SvB mit (Fach-)Hochschulabschluss erfasst, seit 2012 die SvB mit akademischem 
Berufsabschluss. Im Jahr 2012 weicht der Stichtag einmalig auf den 31.12. ab 

Anteil des Pendlersaldos an der Bevölkerung 15 bis 64 Jahre 

Erklärung 
Der Pendlergewinn bzw. -verlust pro 100 Einwohner der erwerbsfähigen Bevölkerung 
(15 bis 64 Jahre) beträgt x Personen. 

Berechnung (Anzahl SvB Einpendler – Anzahl SvB Auspendler) / Bevölkerung 15-64 * 100 

Anteil unter 18-Jährige an der Gesamtbevölkerung 

Erklärung 
Der Anteil der Kinder und Jugendlichen unter 18 Jahren an der Gesamtbevölkerung be-
trägt x %. 

Berechnung Bevölkerung unter 18 Jahren / Gesamtbevölkerung * 100 

Anteil 65- bis 79-Jährige an der Gesamtbevölkerung 

Erklärung 
Der Anteil der Personen im Alter von 65 bis 79 Jahren an der Gesamtbevölkerung be-
trägt x %. 

Berechnung Bevölkerung 65 – 79 Jahre / Gesamtbevölkerung * 100 

Arbeitsplatzzentralität (Bedeutung als Arbeitsort) 

Erklärung 
In der Kommune arbeiten mehr sozialversicherungspflichtig Beschäftigte als dort woh-
nen (Wert >1), oder umgekehrt (Wert <1). 

Berechnung SvB am Arbeitsort / SvB am Wohnort (Stichtag 30.06.) 

Bildungswanderung (Wanderungssaldo der 18- bis 24-Jährigen) 

Erklärung 
Der Wanderungsgewinn bzw. -verlust pro 1.000 Einwohner beträgt in der Gruppe der 
18- bis 24-Jährigen x Einwohner der betrachteten Altersgruppe. 

Berechnung (Zuzüge 18-24-Jährige – Fortzüge 18-24-Jährige) / Bevölkerung * 1.000 

Zusatz 
Bezugsjahre: Wanderungsgewinn/-verlust und Bevölkerung jeweils über die letzten 4 
Jahre gemittelt 

Kaufkraft privater Haushalte (Durchschnitt) 

Erklärung Das durchschnittliche Gesamtnettoeinkommen eines Haushaltes beträgt x Euro. 

Berechnung Summe aller Haushaltsnettoeinkommen / Anzahl Haushalte 

Kinderarmut 

Erklärung 
x % der Kinder und Jugendlichen unter 15 Jahren erhalten Leistungen nach SGB II (So-
zialgeld). 

Berechnung Sozialgeldempfänger unter 15 Jahre / Bevölkerung unter 15 Jahre * 100 

Zusatz 
Stichtag für SGB II-Bezieher: im Dezember; Bezieher von Kinderzuschlag sind nicht er-
fasst 

 



Typ 5: Städte und Gemeinden in strukturschwachen ländlichen Räumen 

Seite | 33 von 33 

Kommunale Steuereinnahmen pro Einwohner 

Erklärung 
Die über die letzten 4 Jahre gemittelten Steuereinnahmen einer Kommune betragen im 
Durchschnitt x Euro pro Einwohner. 

Berechnung Steuereinnahmen / Gesamtbevölkerung 

Zusatz 

Steuereinnahmen = Grundsteuer A + Grundsteuer B + Gewerbesteuer + Gemeindeanteil 
an Einkommensteuer + Gemeindeanteil an Umsatzsteuer 

Bezugsjahre: Steuereinnahmen und Bevölkerung jeweils gemittelt über die letzten 4 
Jahre. Für einige Bundesländer liegen die Daten nur auf Kreisebene vor. 

Medianalter 

Erklärung 
Gibt das Lebensalter an, das die Gesamtbevölkerung in zwei gleich große Altersgruppen 
teilt. 

Berechnung 
Medianalter = Alter des n/2-ten Einwohners bei einer Rangfolgenbildung nach erreich-
tem Lebensalter 

Natürliche Saldorate 

Erklärung 
Innerhalb des Jahres wurden in dem betrachteten Gebiet x Personen auf je 1.000 Ein-
wohner mehr geboren als gestorben sind (bzw. umgekehrt, falls Saldo negativ). 

Berechnung (Lebendgeburten – Sterbefälle) / Bevölkerung * 1.000 

Zusatz 
Bezugsjahre: Lebendgeburten, Sterbefälle und Bevölkerung jeweils gemittelt über die 
letzten 4 Jahre 

Relative Bevölkerungsentwicklung seit 2011 

Erklärung Die Bevölkerungszahl hat seit dem Jahr 2011 um x % zugenommen/abgenommen. 

Berechnung ((Bevölkerung aktuell * 100) / Bevölkerung 2011) - 100 

SGB II-Quote  

Erklärung x % der Bevölkerung unter 65 Jahren erhalten Leistungen nach SGB II. 

Berechnung 
Leistungsbeziehende nach SGB II / Bevölkerung unter 65 Jahren * 100 

(Stichtag für SGB II-Bezieher: im Dezember) 

Wanderungssaldorate 

Erklärung 
Innerhalb des Jahres zogen in das betrachtete Gebiet x Personen auf je 1.000 Personen 
der Bestandsbevölkerung mehr zu als daraus fortgezogen sind (bzw. umgekehrt, falls 
Saldo negativ). 

Berechnung (Zuzüge – Fortzüge) / Bevölkerung * 1.000 

Zusatz 
Bezugsjahre: Zuzüge, Fortzüge und Bevölkerung jeweils gemittelt über die letzten 4 
Jahre 

Einheit  je 1.000 Einwohner 

 


